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stimmung geben? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
CDU. Wer stimmt dagegen? – Die Piraten. Wer 
enthält sich? – Die FDP. Damit ist Art. 4 mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis ebenfalls an-
genommen. 

Ich komme zur Gesamtabstimmung. Wer dem Ge-
setzentwurf Drucksache 16/17 in der Fassung der 
Beschlüsse, die in der Beschlussempfehlung aus-
gewiesen sind, seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU, FDP und 
die Piraten. Gibt es Stimmenhaltungen? – Das ist 
nicht der Fall. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter 
Lesung mit dem festgestellten Abstimmungsergeb-
nis angenommen.  

Ich komme zu den letzten beiden Abstimmungen, 
zunächst zu der Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen Drucksache 16/1287. Wer diesem 
Entschließungsantrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die antragstellenden Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind CDU, FDP und die Piraten. Gibt es 
Stimmenthaltungen? Das ist nicht der Fall. – Damit 
ist der Entschließungsantrag von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen mit dem festgestellten Abstim-
mungsergebnis angenommen. 

Ich komme zuletzt zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der FDP Druck-
sache 16/1335. Wer diesem Antrag zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die Fraktionen von FDP, CDU und Piraten. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind SPD und Bündnis 
90/Die Grünen. Gibt es Stimmenthaltungen? – Das 
ist nicht der Fall. Damit ist der Entschließungsantrag 
der Fraktion der FDP mit dem festgestellten Ab-
stimmungsergebnis abgelehnt.  

Wir sind nun mit dem Abstimmungsmarathon durch, 
und ich kann Tagesordnungspunkt 6 schließen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

7 Gesetz zur Regelung des Kostenausgleichs 
für Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe 
(Belastungsausgleichsgesetz Jugendhilfe – 
BAG-JH) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/128 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 16/1321 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Familie, Kinder und Jugend 
Drucksache 16/1241 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD-
Fraktion Herrn Kollegen Jörg das Wort.  

Wolfgang Jörg (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Ich will es auf-
grund der fortgeschrittenen Zeit kurz machen; ich 
habe mich gerade mit einigen Obleuten darauf ver-
ständigt.  

Es gibt drei Punkte zu erwähnen.  

Erstens. Wir haben im Verfahren festgestellt, dass 
die alte Landesregierung die bis dato fehlenden 
Konnexitätsverhandlungen zu verantworten hat. 
Das hat dazu geführt, dass die Ausbaudynamik im 
U3-Bereich ins Stocken geraten ist. Die alte Lan-
desregierung hat die rechtlich erforderlichen Ver-
handlungen nicht geführt. Dadurch bekamen die 
Kommunen deutlich weniger Geld in die Hand. Das 
führte nachgewiesenermaßen dazu – wir haben das 
in der Anhörung deutlich gehört –, dass der Umfang 
an U3-Plätzen, den wir hätten erreichen können, 
heute nicht zur Verfügung steht. – Das ist das Erste, 
was man sagen muss. 

Das Zweite, was man sagen muss, ist, dass wir al-
len, die da in den letzten zwei Jahren mitverhandelt 
haben, zu Dank verpflichtet sind. Das ist ein Ergeb-
nis, Frau Ministerin – das können Sie Ihrem Team 
bitte vom Parlament ausrichten –, das sich sehen 
lassen kann. Die Kommunen sind zufrieden. Auch 
wir sind zufrieden, weil wir jetzt wissen, dass dieses 
Geld eine weitere Ausbaudynamik auslösen wird.  

Das Dritte, was es zu sagen gilt, ist, dass wir im 
Verfahren und besonders in der letzten Diskussion 
im Ausschuss doch noch Einvernehmen hinbe-
kommen haben. Ich persönlich finde es wirklich 
klasse, dass es einen einstimmigen Beschluss gibt, 
dass man in der Diskussion die Vergangenheit hat 
ruhen lassen und gemeinsam in die Zukunft ge-
guckt hat. Es war schön – herzlichen Dank dafür an 
die anderen Fraktionen –, einen einstimmigen Be-
schluss zu erwirken. 

Jetzt kommt es darauf an, dass wir alle zusammen 
das Geld so schnell wie möglich an die Kommunen 
durchleiten, und zwar nicht – wie ursprünglich vor-
gesehen – gesplittet, sondern in einem Rutsch. Das 
stellen wir in unserem Änderungsantrag hier heute 
zur Abstimmung.  

Ich würde mich sehr freuen, wenn alle Fraktionen 
diesem Änderungsantrag zustimmen würden. Das 
wäre sozusagen der Geist, den wir aus der letzten 
Sitzung unseres Ausschusses mitnehmen könnten. 
Es wäre ein gutes Zeichen für die Kommunen. Wir 
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alle sind in unseren Wahlkreisen betroffen. Es wäre 
daher schön, wenn das Parlament diesen Antrag 
gemeinsam beschließen könnte. – Ich bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit, wenn sie auch nur 
zum Teil vorhanden war.  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Jörg. Aber der Teil der Abgeordneten, der 
Ihnen Aufmerksamkeit geschenkt hat, hat sicherlich 
gut zugehört. – Für die CDU-Fraktion erteile ich 
Frau Kollegin Scharrenbach das Wort.  

Ina Scharrenbach (CDU): Sehr geehrte Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Jörg, bitte erlauben Sie mir einleitend, bevor ich 
zum Belastungsausgleichsgesetz Stellung nehme, 
ein paar Worte in Ihre Richtung.  

Ich gehöre dem Parlament noch nicht so lange an 
und bin schwer „begeistert“ davon, wie viel Zeit die 
Koalitionsfraktionen darauf verwenden, immer wie-
der zurückzublicken und zu versuchen, Geschichts-
klitterung zu betreiben.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf 
von Marc Herter [SPD]) 

Das gilt insbesondere in diesem Verfahren. Denn 
eines darf man nicht vergessen: Das Ausführungs-
gesetz zum Kinder- und Jugendhilfegesetz ist im 
Landtag damals letztendlich einstimmig von allen 
Fraktionen getragen worden. Der seinerzeitige Re-
gierungsmitarbeiter Prof. Schäfer hat in dem Verfah-
ren deutlich gemacht, dass die Änderungen, die dort 
vorgenommen worden sind, lediglich technischer 
Art waren und Konnixitätsfragen nicht zur Auslö-
sung gebracht haben. Das haben Sie damals mitge-
tragen. Insofern, Herr Jörg, wäre es besser gewe-
sen, wenn Sie hier etwas umfassender und diffe-
renzierter Stellung genommen hätten. 

(Beifall von der CDU) 

Zum Belastungsausgleichsgesetz! Wir haben un-
zweifelhaft Druck auf dem Kessel der Kommunen 
beim Ausbau von U3. Wir werden heute mit der Be-
schlussfassung zum Belastungsausgleichsgesetz 
finanziellen Druck aus diesem Kessel nehmen. Die 
CDU-Fraktion hat in den Fachausschüssen bereits 
deutlich gemacht, dass sie dem Belastungsaus-
gleichsgesetz zustimmen wird. Die CDU-Fraktion 
wird auch dem Änderungsantrag zustimmen, der 
vorsieht, dass vorzeitig Mittel in Höhe von 
75 Millionen € zusätzlich ausgeschüttet werden. 
Damit werden bis 2018 insgesamt 1,4 Milliarden € 
an Belastungsausgleich für die Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen zur Verfügung stehen. 

An dieser Stelle darf eines nicht unerwähnt bleiben: 
Der Bund wird sich durch die geänderte Verteilung 

der Umsatzsteuermittel mit 1,2 Milliarden € an die-
sen Kosten beteiligen.  

(Beifall von der CDU) 

Damit werden 86 % der Mittel zusätzlich vom Bund 
in diese Aufgaben hineingepresst. Das darf man an 
dieser Stelle auch mal bemerken. 

Zusammen mit den zusätzlichen Bundesmitteln in 
Höhe von rund 126 Millionen €, die auf Nordrhein-
Westfalen entfallen, stellen Bund und Land den 
NRW-Kommunen vorerst genügend Geld zur Ver-
fügung, um den U3-Ausbau in den nächsten Mona-
ten vorantreiben zu können – auch wenn das Belas-
tungsausgleichsgesetz nur den Mehraufwand zwi-
schen dem Ausbauziel des Tagesbetreuungsaus-
baugesetzes mit 17 % und dem Ausbauziel des Ki-
föG mit 32 % ausgleichen will. Wir wissen aber, 
dass der Bedarf an U3-Plätzen in einigen Regionen 
Nordrhein-Westfalens bereits heute deutlich höher 
ist und bis an 60 % heranreicht. Damit wird das 
Geld, auch wenn wir heute abstimmen, langfristig 
nicht reichen. 

In diesem Belastungsausgleichsgesetz gibt es aller-
dings zwei fehlerhafte Annahmen, die ich für die 
CDU-Fraktion benennen und beschreiben möchte.  

Die eine Annahme betrifft die Höhe der Investitions-
kosten. Die kommunalen Spitzenverbände haben in 
ihren Stellungnahmen und auch in der Anhörung 
deutlich gemacht: Der kostengünstige Umbau von 
Altimmobilien für den U3-Ausbau ist weitestgehend 
abgeschlossen, und die Kommunen müssen in 
Neueinrichtungen investieren. Diese Investitions-
kosten sind wesentlich höher als das, was in dem 
Belastungsausgleichsgesetz angenommen wird. In-
sofern wird die zeitnahe Überprüfung, die in diesem 
Gesetz ebenfalls angekündigt ist, schnell zu einem 
Nachsteuerungsbedarf führen. Allerdings – das soll-
ten wir im Hinterkopf behalten – gehen die Kommu-
nen hier mal wieder in Vorleistung. 

Eine zweite fehlerhafte Annahme betrifft die Regie-
rungsfraktionen direkt. Sie haben damals das Fünfte 
Schulrechtsänderungsgesetz beschlossen und mit 
der Änderung, die sie vorgenommen haben, zusätz-
lichen Druck in den Kessel gegeben. Sie haben die-
sen Druck damals nicht ausgeglichen und gleichen 
ihn auch heute mit diesem Belastungsausgleichs-
gesetz nicht aus.  

(Beifall von der CDU) 

Insofern ist es dringend an der Zeit, dass Sie aner-
kennen, dass das Fünfte Schulrechtsänderungsge-
setz sehr wohl Konnexitätsrelevanz hat. Die CDU-
Fraktion erwartet, dass hier im Laufe des Jahres 
2013 nachgebessert wird.  

(Beifall von der CDU) 

Abschließend: 182 Millionen € durch das Land, 
126 Millionen € zusätzliche Mittel durch den Bund in 
den nächsten Monaten, insgesamt 208 Millionen € 
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zur Entlastung der Kommunen und zur Realisierung 
der Wahlfreiheit der Eltern bei der Kinderbetreuung, 
1,4 Milliarden € plus bis 2018. Das sind die Eckda-
ten, und dafür macht die CDU heute den Weg mit 
frei. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Scharrenbach. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat Frau Kollegin Asch das Wort. 

Andrea Asch (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Das ist ein guter Tag für die Kommunen, 
ein guter Tag für die Familien in Nordrhein-
Westfalen, weil die Landesregierung und wir Frakti-
onen das tun, was wir versprochen haben. Wir stel-
len den Kommunen erhebliche Mittel – 
1,4 Milliarden € – zur Verfügung, damit sie den drin-
gend erforderlichen U3-Ausbau vor Ort stemmen 
können. Das kann man nicht kleinreden. Ich war 
sehr froh, dass der Sprecher der CDU-Fraktion im 
Ausschuss, Herr Tenhumberg, das auch gar nicht 
versucht hat, sondern diese Leistung anerkannt und 
deutlich gemacht hat, dass er das mitträgt.  

Insoweit hat die CDU-Fraktion zumindest im Fach-
ausschuss ein Stück kompensiert, was sie, wie wir 
alle wissen, vorher immer geleugnet hat, nämlich 
dass die Kommunen tatsächlich einen Anspruch auf 
diese Landesmittel haben. Insofern war ich eigent-
lich ein bisschen versöhnlich gestimmt und dachte, 
wir haben einen schönen Konsens. Dass die FDP-
Fraktion nicht mitzieht und nicht bereit ist, den 
Kommunen in der Frage die Hand entgegenzustre-
cken, das sind wir gewohnt. Wir wollen auch keine 
zu hohen Erwartungen an diese Fraktion richten.  

Aber, Frau Kollegin Scharrenbach, die Schärfe Ihrer 
Argumentation und Ihrer Ausführungen hat mich 
dann doch etwas gewundert. Sie wundert mich in-
soweit, als dass ich glaube, dass die CDU-Fraktion 
keinen Grund hat, an dieser Stelle den Mund allzu 
voll zu nehmen. Schließlich wissen wir genau, dass 
wir hier nur etwas nachvollziehen, was Sie sträflich 
vernachlässigt haben. 

(Beifall von der SPD) 

Hier geht es nicht nur um eine Umsteuerung. Viel-
mehr beseitigen wir die Barrieren, die Sie aufgerich-
tet haben. Sie haben ein von den Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen angestrengtes Klageverfahren 
verloren. Jetzt beseitigen wir die Barrieren, indem 
wir den Kommunen 1,4 Milliarden € zur Verfügung 
stellen. 

Aber statt zu sagen: „Das ist gut so; wir erkennen 
diese Leistung an“, machen Sie wieder dieses Fass 
auf. Schauen Sie einmal auf die letzte Legislaturpe-
riode zurück! Im Fazit kommen Sie dabei nicht gut 
weg. Sie waren da nicht nur kommunalfeindlich, 
sondern auch familienfeindlich, weil Sie die Kom-

munen im U3-Bereich nicht unterstützt haben. Das 
kompensieren wir von Rot-Grün jetzt mit 1,4 Milliar-
den €, meine Damen und Herren. Das sind die Fak-
ten. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Außerdem ist Fakt, dass wir nicht nur eine Menge 
Geld in die Hand nehmen, sondern es den Kommu-
nen auch schnellstmöglich zur Verfügung stellen. 
Darauf bezieht sich unser vorliegender Antrag. Wir 
wissen alle, dass die Zeit bis zum Rechtsanspruch 
2013 drängt. Deshalb haben wir beantragt, dass 
auch die 75 Millionen €, die in der zweiten Tranche 
vorgesehen waren, schon in der ersten Tranche an 
die Kommunen ausgezahlt werden. Das ist wiede-
rum ein kommunalfreundlicher Akt. 

Ich kann nur hoffen und Sie auffordern, dass Sie an 
dieser Stelle mit uns stimmen. Damit könnten Sie 
ein Stück weit das wiedergutmachen, was Sie den 
Kommunen damals angetan haben, indem Sie 
ihnen diese Landesmittel vorenthalten haben. 

Meine Damen und Herren, das ist ein guter kommu-
nal- und familienfreundlicher Gesetzentwurf. Und ich 
hoffe, dass er hier – genauso wie im Ausschuss – 
eine breite Mehrheit findet. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Asch. – Für die FDP-Fraktion spricht der 
Kollege Hafke. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin 
schon etwas irritiert über den Wortbeitrag von Frau 
Asch. Da ich erst seit 2010 im Landtag bin 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

– das ist schon einen Applaus an sich wert –, habe 
ich mich mal schlaugemacht, wie sich die Fraktio-
nen hier im Landtag verhalten haben, als das Erste 
Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhil-
fegesetzes zur Abstimmung stand. Es ist festzustel-
len, dass sich eine Fraktion enthalten hat, nämlich 
die Grünen. Sie haben sich da also auch nicht feh-
lerfrei verhalten, Frau Asch. Sie haben sich enthal-
ten und das Gesetz nicht abgelehnt. 

(Andrea Asch [GRÜNE]: Ach, plötzlich ist ei-
ne Enthaltung falsch?) 

Man kann auch noch einen Schritt weitergehen, 
Frau Asch. Ihr lieber Koalitionspartner hat diesem 
Gesetz zugestimmt, also auch Herr Jörg und selbst 
die heutige Ministerin. Sich dann so scheinheilig 
hierhin zu stellen und mit dem Finger wieder auf die 
anderen zu zeigen ist mit Sicherheit nicht der richti-
ge Ton. 

(Beifall von der FDP) 
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Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege Hafke, 
es gibt den Wunsch nach einer Zwischenfrage. 

Marcel Hafke (FDP): Nein. Ich fange ja gerade erst 
mit meinen Ausführungen an. 

(Andrea Asch [GRÜNE]: Weil es sachlich 
falsch ist!) 

– Frau Asch, wir haben das recherchiert. Sie wissen 
es ja auch selber. Es ist immer einfach, mit dem 
Finger auf andere zu zeigen. 

Frau Asch, wenn Sie im Ausschuss einmal zugehört 
hätten, hätten Sie auch mitbekommen, warum die 
FDP-Fraktion sich dort enthalten hat. Wir haben 
nämlich gesagt: Dem Grunde nach ist dieses Ge-
setz richtig. Aber wie die Verhandlungen gezeigt 
haben – das haben auch die Experten und die 
kommunalen Spitzenverbände erklärt –, ist es be-
zogen auf die Kostenfolgeabschätzung und den fi-
nanziellen Aufwand nicht ausgereift. 

Sie gehen immer noch von veralteten Zahlen aus, 
von U3-Deckungsquoten von 32 %. Mittlerweile 
wissen wir aber doch alle, dass das nicht mehr aus-
reichend ist, dass wir innerhalb des nächsten Jah-
res mehr als 30.000 Plätze schaffen müssen und 
dass die Bedarfe vor Ort anders aussehen. 

Das ist der Grund, aus dem wir uns enthalten ha-
ben. Ich glaube, dass man das dann auch anerken-
nen muss. 

Etwas haben Sie zu Recht gesagt. Der Gesetzent-
wurf ist nicht ausgereift. Genau aus diesem Grund 
haben Sie einen Änderungsantrag mit 75 Millio-
nen € nachgeschossen. Sie wollen die Kostener-
stattung vorziehen, weil Sie feststellen, dass dieser 
Gesetzentwurf nicht ausgereift ist. 

Diesem Änderungsantrag werden wir zustimmen, 
Frau Asch, weil wir es für wichtig halten, dass die 
Kommunen die finanziellen Mittel erhalten, damit 
das Ganze auch bei den Eltern ankommt.  

Die Berechnungsgrundlage – da entlassen wir Sie 
nicht aus der Haftung, Frau Asch – finden wir aber 
nicht richtig. Deswegen werden wir uns bei der Ge-
samtabstimmung enthalten. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Hafke. – Für die Piraten spricht Herr Weg-
ner. 

Olaf Wegner (PIRATEN): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Bürger im Stream! 
Erlauben Sie mir folgende Bemerkung: Das Gesetz, 
über das wir gleich abstimmen werden, hat aus 
Sicht der Piraten einen ganz entscheidenden Feh-
ler. Im Entstehungsprozess dieses Gesetzes sind 

die Bedürfnisse der wichtigsten Interessengruppe 
mal wieder zu wenig berücksichtigt worden. Eigent-
lich kommen sie kaum zu Wort: die Kinder. Um sie 
geht es doch letztendlich.  

Zuerst muss das Geld eingeklagt werden. Dann 
wird auch noch mit den Kommunen um das Geld 
gefeilscht. Unsere Kinder sind aber doch auf eine 
angemessene Bildung angewiesen. Wir dürfen hier 
keine Scheuklappen aufsetzen. Die frühkindliche 
Bildung bis zum dritten Lebensjahr ist maßgeblich 
für die folgende Entwicklung. 

Die Landesregierung meint wohl immer noch, der 
U3-Ausbau sei ohne große Kosten zu realisieren. 
Bildung kann und darf aber niemals billig sein. Die 
Folgekosten von billiger Bildung möchte ich Ihnen 
hier jetzt gar nicht vorrechnen. Das Dumme ist nur, 
dass sie nicht direkt heute zu Buche schlagen, son-
dern dass die Kinder sie zahlen müssen. Es darf 
einfach nicht sein, dass der nächsten Generation 
Möglichkeiten verbaut werden, indem zu wenig in 
ihre Bildung investiert wird. 

Es zeigt sich immer wieder, dass die Interessen der 
Kinder nicht genug vertreten werden. Das ist auch 
klar: Als Wählergruppe sind sie ja nicht existent. Ich 
muss sagen: In dem Moment träume ich doch hin 
und wieder von einem Wahlalter ab null. 

Dies ist für uns Piraten aber kein Grund, genauso 
zu verfahren. Wir Piraten werden in Zukunft genau 
darauf achten, ob die Bedürfnisse von Kindern wirk-
lich beachtet werden. Wir werden die Kinder immer 
wieder in den Mittelpunkt der Betrachtungen rücken. 

Wir Piraten meinen, dass es zum jetzigen Zeitpunkt 
aber nicht im Interesse der Kinder wäre, gegen die-
sen Gesetzentwurf zu stimmen. Schließlich benöti-
gen die Kommunen dringend und vor allem zeitnah 
das Geld für den Ausbau der Kitaplätze. Eine Ver-
zögerung wäre nicht zu verantworten. Vor diesem 
Hintergrund begrüßen wir Piraten auch die aktuellen 
Änderungsanträge von SPD und den Grünen. Sie 
wollen dieses Jahr den Betrag von 74,5 Millionen € 
schon auszahlen, was erst im nächsten Jahr einge-
plant war. Das gefällt uns sehr gut. 

Allerdings verändert diese Vorgehensweise nichts 
an der Qualität der U3-Bildung. Vielmehr versucht 
die Landesregierung hier verzweifelt, ihre Versäum-
nisse aufzuholen. Ausgebildetes Fachpersonal wer-
den Sie mit solchen Maßnahmen nicht plötzlich aus 
dem Hut zaubern können. 

Trotzdem kann ich nur empfehlen, für den genann-
ten Gesetzentwurf und für den Änderungsantrag zu 
stimmen. Wir begrüßen diese Investitionen in die 
Bildung unserer Kinder. Wir werden jedoch zum 
Haushalt 2013 Anträge stellen, die für eine ange-
messene Finanzierung der frühkindlichen Bildung 
sorgen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 
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Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Für die Landesregierung spricht Frau Mi-
nisterin Schäfer. 

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich möchte zwei 
Punkte voranstellen, um sehr deutlich die Basis für 
dieses Gesetz klarzumachen.  

Zum einen hat Frau Scharrenbach von der Ge-
schichtsklitterung gesprochen. Dazu sei angemerkt: 
Richtig ist, dass damals fast alle Fraktionen dieser 
technischen Änderung im Gesetz zugestimmt ha-
ben. Aber, Herr Hafke, die SPD und die Bündnis-
grünen haben damals nicht zugestimmt, dass die 
Landesregierung jedes Gespräch mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden zur Kostenfolgeabschät-
zung verweigert. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das war die Aufgabe der Landesregierung. Und 
diese Aufgabe hat die schwarz-gelbe Landesregie-
rung nicht wahrgenommen. Insofern ist es richtig, 
was die Vorredner von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen gesagt haben, dass wir nämlich aufräumen 
mussten, was Sie uns als Baustelle hinterlassen 
haben. 

Der zweite Punkt, warum es auch so schwierig war, 
diesen Gesetzentwurf tatsächlich in eine Form zu 
bekommen, ist die Tatsache, dass wir bei der Re-
gierungsübernahme keinerlei statistische Daten, 
keinerlei belastbares Material darüber vorgefunden 
haben, welche Zahlen nach dem Tagesausbaube-
treuungsgesetz vorhanden gewesen sind. Es gab 
keine Erhebung dazu. Und das Tagesausbaube-
treuungsgesetz – darauf möchte ich noch einmal 
hinweisen – hat im Grunde genommen die Kommu-
nen verpflichtet, und zwar alleine die Kommunen, 
für den U3-Ausbau zu sorgen.  

Als man gemerkt hat, dass die Kommunen das al-
lein nicht schaffen, hat es den Krippengipfel gege-
ben. Da haben sich Bund und Länder verständigt, 
zu unterstützen. Es wäre sehr klug gewesen, in 
Nordrhein-Westfalen in 2007 einmal den Status quo 
festzuhalten. Dann wären die Verhandlungen mit 
den Kommunen leichter geworden.  

Wir haben es aber trotzdem hinbekommen. Dafür 
möchte ich den kommunalen Spitzenverbänden, die 
sehr fair und konstruktiv mit uns verhandelt haben, 
ganz herzlich auch von dieser Stelle aus danken. 
Ich gebe auch gerne den Dank an die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter meines Hauses weiter, worum 
mich Herr Jörg gebeten hat. Denn ich weiß, wie in-
tensiv an dieser Stelle verhandelt worden ist. 

Schließlich bin ich auch dem Ausschuss dafür 
dankbar, dass er die zügige Beratung ermöglicht 
hat. Ich freue mich darüber, dass wir den Kommu-
nen jetzt auch noch durch den Änderungsantrag 

diese 181 Millionen €, die es in toto sind, unbürokra-
tisch, schnell und in einem Zug überweisen können, 
denn das hilft uns tatsächlich auch bei der weiteren 
Beschleunigung im U3-Ausbau. Wir werden noch 
darüber debattieren. Die Beschleunigung brauchen 
wir. An dieser Stelle sind wir uns alle einig. 

Herr Hafke, noch eines: Wir haben in diesem Ge-
setz einen Dynamisierungsfaktor. Das heißt, wir gu-
cken jedes Jahr noch einmal, ob die Zahlen stim-
men. Wenn Sie jetzt fragen, wer weiß, ob wir über 
144.000 Plätze hinaus noch weiter finanzieren, 
dann weise ich darauf hin: In diesem Gesetz steht, 
dass wir das machen müssen. Jeden Platz, der in 
Nordrhein-Westfalen entsteht, werden wir weiter als 
Land mitfinanzieren. Und das ist eine enorme Leis-
tung dieses Landes Nordrhein-Westfalen für die 
Familien in unserem Land. 

(Beifall von der SPD) 

Abschließend möchte ich noch einmal darauf hin-
weisen, dass es in der Tat ab dem 1. August 2013 
eine Unterstützung des Landes für jeden U3-Platz in 
Höhe von 55 % geben wird. Wir steigern damit un-
seren Anteil um 20 % von 35 % auf 55 %. Ich den-
ke, das ist auch ein gutes Signal für die Kommunen, 
für die Träger und für die Familien in unserem Land.  

Ich bin ganz sicher, dass es auch helfen wird, in 
dieser Situation, die nach wie vor beim U3-Ausbau 
noch schwierig ist – das bestreitet niemand –, eine 
Planungssicherheit in Nordrhein-Westfalen zu ent-
wickeln, auf die sich dann alle, zumindest was diese 
Landesregierung angeht, verlassen können. Auch 
noch einmal an die Adresse der Piraten: Das ist im 
Sinne unserer Kinder, für die wir nun wirklich viel in 
diesem Land tun wollen.  

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und noch 
einmal für die parteiübergreifende, koalitions- und 
oppositionsübergreifende Zustimmung. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Schäfer. – Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 
schließe ich die Beratung zum Tagesordnungs-
punkt 7. 

Ich komme zu den Abstimmungen. Wir stimmen 
erstens über den Änderungsantrag der Fraktionen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
16/1321 ab. Wer diesem Änderungsantrag zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP 
und die Piraten. Stimmt jemand dagegen? – Das ist 
nicht der Fall. Gibt es Enthaltungen? – Ebenfalls 
nicht. Damit ist dieser Änderungsantrag einstimmig 
angenommen. 

Wir stimmen zweitens über den Gesetzentwurf 
16/128 ab. Der Ausschuss für Familie, Kinder und 
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Jugend empfiehlt uns in der Beschlussempfeh-
lung Drucksache 16/1241, den so geänderten Ge-
setzentwurf im Übrigen unverändert anzunehmen. 
Wer dem seine Zustimmung geben möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktio-
nen von SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen und 
Piraten. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer 
enthält sich? – Das ist die Fraktion der FDP. Mit 
diesem festgestellten Abstimmungsergebnis ist der 
Gesetzentwurf in zweiter Lesung angenommen. 

Ich schließe Tagesordnungspunkt 7 und rufe auf: 

8 NRW braucht ein Transparenzgesetz! 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/1254 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/1337 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Herrn Kollegen Herrmann das 
Wort.  

Frank Herrmann (PIRATEN): Verehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 
Frau Kraft, Sie sind gerade noch im Saal. Mit unse-
rem Antrag zu einem Transparenzgesetz für Nord-
rhein-Westfalen möchten wir ganz besonders Ihre 
Einladung zu einer offenen und konstruktiven Zu-
sammenarbeit aus Ihrer Regierungserklärung an-
nehmen.  

(Zustimmung von Ministerpräsidentin Han-
nelore Kraft) 

Es gibt wohl nichts, das sich für eine gemeinsame 
Arbeit besser eignet als ein Transparenzgesetz.  

Schon vor etwas mehr als elf Jahren haben alle 
Fraktionen in diesem Haus zusammengearbeitet 
und mit dem Gesetz für die Informationsfreiheit in 
NRW die Grundlage geschaffen, die Politik aus den 
Hinterzimmern zu holen und das Handeln der Ver-
waltung für den Bürger nachvollziehbar zu machen. 
Aber das waren eben nur die Grundlagen. Im Laufe 
der Zeit haben sich Ecken und Kanten gezeigt. 
Deshalb muss nun der nächste Schritt erfolgen.  

Frau Kraft, Ihre Partei, die SPD, hat in Hamburg da-
zu eine großartige Vorlage geliefert. Die Regierung 
hat dort am 13. Juni dieses Jahres das Hamburger 
Transparenzgesetz beschlossen, das gestern vor 
einem Monat in Kraft getreten ist. Ich darf aus § 1 
Abs. 1 den Zweck des Gesetzes zitieren, nämlich  

„Informationen unter Wahrung des Schutzes 
personenbezogener Daten unmittelbar der All-
gemeinheit zugänglich zu machen und zu ver-
breiten, um über die bestehenden Informations-

möglichkeiten hinaus die demokratische Mei-
nungs- und Willensbildung zu fördern und eine 
Kontrolle des staatlichen Handelns zu ermögli-
chen.“ 

Der entscheidende Punkt dabei lautet: „unmittelbar 
der Allgemeinheit zugänglich zu machen“. Damit ist 
Offenheit grundsätzlich zum Prinzip und zur Pflicht 
gemacht. Das, meine Damen und Herren, sollte 
auch für uns in Nordrhein-Westfalen eine Selbstver-
ständlichkeit werden.  

Von dieser Pflicht sind verfassungsrechtlich zwin-
gend gebotene Bereiche und Vorgänge wie Steuer-
festsetzung oder Aufgaben des Verfassungsschut-
zes ausgenommen. Der herausragende Punkt bleibt 
aber das Prinzip der Offenheit.  

Frau Ministerin Löhrmann, Sie erwähnten ein 
Transparenzgesetz im Koalitionsvertrag, aber in Ih-
rem Antrag zu einer Open-Government-Strategie für 
Nordrhein-Westfalen findet sich dazu leider nichts. 
Wir möchten Ihnen mit unserem Antrag die Hand 
reichen und damit Ihren Antrag vervollständigen. 
Denn Offenheit ist die notwendige Grundlage jegli-
cher Art von authentischem Open Government. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Dieser Antrag soll auch ein Startschuss für alle nicht 
berufspolitischen Menschen sein, die progressiv ein 
Transparenzgesetz in Nordrhein-Westfalen mitent-
wickeln möchten. Auch die Kommunen sind aufge-
rufen, sich zu beteiligen. Denn die Aufgabe ist am 
Ende sicherlich, im gesamten Land Nordrhein-
Westfalen das Prinzip des offenen Handelns von 
Politik und Verwaltung zu verankern. Wir hoffen auf 
eine breite Zustimmung und eine breite Beteiligung 
bei der Ausarbeitung des Gesetzes.  

Zum Schluss möchte ich noch auf den Ihnen aktuell 
vorliegenden Entschließungsantrag 16 – Leet hin-
weisen.  

(Beifall von Daniel Düngel [PIRATEN]) 

Hierin geht es im Kern um das Einfrieren des Status 
von aktuell bereits öffentlich zugänglichen Doku-
menten. Diese Dokumente sollen öffentlich bleiben, 
bis ein zukünftiges Transparenzgesetz aufgrund da-
rin enthaltener Kriterien möglicherweise einen ande-
ren Status definiert. Die Piratenfraktion bittet um Ih-
re Zustimmung. – Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit.  

(Beifall von den PIRATEN und von Ina Spa-
nier-Oppermann [SPD]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Für die SPD-Fraktion spricht Frau Kolle-
gin Warden. 

Marion Warden (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen – auch von 
der Piratenfraktion! Ich habe Ihren Antrag in Vorbe-
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